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— die nicht ausreichende Rechtskenntnis sowohl der die 
Mitbenutzungshandlungen unmittelbar realisierenden 
Mitarbeiter der Energieversorgungsbetriebe (wie Fach­
arbeiter, Brigadiere und Meister in den Bereichen Netz­
betrieb und Anlagenbau) als auch der Eigentümer bzw. 
Rechtsträger und Nutzungsberechtigten der Grund­
stücke.
Damit war die Aufmerksamkeit auch auf Wechselbezie­

hungen der verschiedenen Ursachen gelenkt: Die Unzu­
länglichkeiten in der Gestaltung der rechtlichen Regelung 
wirkten negativ auf die Verwirklichung des Rechts durch 
die Normadressaten. Die Schlußfolgerung daraus war u. a., 
bei der Erarbeitung der Energieverordnung von 1976 durch 
eine einheitliche und weitgehend geschlossene Gestaltung 
die Bestimmungen über die Grundstücksmitbenutzung für 
die Bürger verständlicher und überschaubarer zu machen 
und damit die Rechtsverwirklichung zu unterstützen. Die 
Erläuterung der neuen energierechtlichen Regelungen 
wurde damit nicht überflüssig; sie wurde vielmehr ver­
stärkt und planmäßiger fortgeführt.

Im Wirtschaftsrecht werden — häufiger als auf anderen 
Rechtsgebieten — Verhaltensweisen gefordert, die beim 
Normadressaten außer der notwendigen ideologischen Klar­
heit in Grundfragen der gesellschaftlichen Entwicklung 
und der prinzipiellen Bereitschaft, das Recht verantwor­
tungsbewußt anzuwenden, auch voraussetzen, daß er sich 
systematisch um das Verständnis des spezifischen gesell­
schaftlichen Inhalts und der Zweckbestimmung der recht­
lichen Regelung bemüht und komplexe Zusammenhänge 
ökonomischer, wissenschaftlich-technischer und anderer 
Art kennt. Das ist bei der Rechtspropaganda zu berücksich­
tigen. Rechtspropagandistische Maßnahmen müssen z. B. 
geeignet sein, Einzelvorschriften aus sich heraus und in 
ihrem Zusammenwirken mit anderen Vorschriften ver­
ständlich zu machen.

Entsprechend hohe Anforderungen ergeben sich auch an 
die Rechtsgestaltung im Bereich der Volkswirtschaft. 
Rechtsvorschriften müssen so gestaltet sein, daß ihr gesell­
schaftliches Grundanliegen, ihre Motive und Ziele, ihr 
Gegenstand, ihr konzeptioneller Aufbau, ihre innere Logik, 
ihre Einordnung in die bestehende Rechtsordnung sowie 
von den Normadressaten geforderte Verhaltensweisen 
leicht erkennbar und unmißverständlich sind. Dazu gehö­
ren präzise Begriffsbestimmungen und eine klare Sprache.

Von diesen Anforderungen an die Rechtsgestaltung und 
Rechtsverwirklichung im Bereich der Volkswirtschaft muß 
auch die Ursachenfeststellung im Rahmen der Rechts­
analyse ausgehen.

Da das sozialistische Recht nur e i n Mittel der Leitung 
der Volkswirtschaft durch den sozialistischen Staat ist, ist 
es folgerichtig, daß die Rechtsanalyse auch zur Aufdeckung 
solcher Ursachen führen kann, die außerhalb der juristi­
schen Wirkungsbedingungen liegen. Eine Analyse der 
Wirksamkeit der rechtlichen Regelung zur Durchsetzung 
energiewirtsch amtlich er Aufgaben unter Berücksichtigung 
der Anliegen der Bürger beim Erstanschluß von Eigenhei­
men u. ä. führte z. B. zu der Feststellung, daß wesentliche 
Ursachen für Hemmnisse bei der leitungsmäßigen Beherr­
schung der Prozesse nicht im juristischen, sondern im 
materiell-technischen Bereich lagen. Das wurde aber erst 
deutlich, nachdem Erscheinungen, die auf eine ungenü­
gende Rechtsverwirklichung hinzuweisen schienen, näher 
untersucht worden waren.

Spezifik der Analyse auf dem Gebiet 
von Ordnung, Disziplin und Sicherheit

Die Bewegung zur Gewährleistung von Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit in den Kombinaten und Betrieben trägt in 
hohem Maße dazu bei, daß die Werktätigen das sozia­
listische Recht bewußt und freiwillig einhalten, das sozia­
listische Eigentum schützen und mehren, Straftaten und 
andere Rechtsverletzungen verhüten sowie jeglichen Stö­
rungen im Produktionsablauf konsequent entgegentreten. 
Die Einschätzung der Bewegung für Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit ist ein wichtiger Ausgangspunkt für Lei­
tungsmaßnahmen im Betrieb, Kombinat oder Industrie­
zweig.

Die Spezifik der Analyse auf dem Gebiet von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit besteht vor allem in folgendem:

1. Sie ist schwerpunktmäßig auf die V e r w i r k ­
l i c h u n g  bestehenden Rechts gerichtet.

2. Sie geht von einer gesamtvolkswirtschaftlichen Ziel­
stellung aus, die über die Untersuchung des für den Ver­
antwortungsbereich eines zentralen Staatsorgans spezifi­
schen Prozeßablaufs hinausreicht. In der Kohle- und 
Energiewirtschaft sind das z. B. die Orts- und Teilortsver- 
legungen im Zusammenhang mit der Tagebauentwicklung 
beim Abbau der Rohbraunkohle, die energierechtliche Mit­
benutzung von Grundstücken, die Wiederurbarmachung 
von Flächen nach dem Abbau von Rohbraunkohle, die 
Realisierung der Versorgungs- und Anschlußpflicht in 
bezug auf leitungsgebundene Energieträger, die Ausfüh­
rung von Arbeiten an Energieanlagen, die Lenkung des 
Energieträgereinsatzes usw.

3. Der Kampf um Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
orientiert sich hauptsächlich an den konkreten Schwer­
punkten in Kombinat und Betrieb im Rahmen dieser 
Gesamtzielstellung und ist in erster Linie darauf gerichtet, 
betriebliche Leitungsmaßnahmen zur weiteren Verbesse­
rung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit vörzubereiten. 
Die rechtsanalytische Arbeit der zentralen Staatsorgane 
schließt zwar betriebliche Leitungsmaßnahmen als ein aus 
der Analyse abzuleitendes Ergebnis mit ein, sie zielt aber 
vor allem, insbesondere soweit Fragen der Rechtsgestal­
tung berührt werden, auf die Vorbereitung zentraler Lei­
tungsentscheidungen ab, die grundsätzlich den gesamten 
Verantwortungsbereich eines Ministeriums oder zentralen 
Staatsorgans oder sogar ganze Bereiche der Volkswirtschaft 
betreffen.

Unter Beibehaltung der bewährten Praxis zur Gewähr­
leistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit sollte u. E. 
nach geeigneten Wegen gesucht werden, die Initiativen der 
Werktätigen und ihrer Kollektive noch stärker als bisher 
auch für die Lösung von Aufgaben der Rechtsanalyse zu 
nutzen. Dazu gehört insbesondere die Einflußnahme auf 
die Schwerpunkte der Bewegung für Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit, die Einbeziehung der auf diesem Gebiet 
erfahrenen Werktätigen in die Durchführung rechtsanalyti­
scher Aufgaben, die'sorgfältige und systematische Aus­
wertung von Untersuchungsergebnissen und Vorschlägen 
sowie die Information der Kollektive und Leiter in den 
Kombinaten und Betrieben über die zentralen Maßnahmen, 
die in Auswertung ihrer Hinweise und Vorschläge veran­
laßt wurden. In verschiedenen Bereichen der Volkswirt­
schaft gibt es dafür bereits gute Ansätze.
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